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Aus der BVV

Verpatzt
Alles sollte besser werden. Um

den Belangen von Seniorinnen und
Senioren den notwendigen ange-
messenen Platz in der Bezirks-
politik zu verschaffen, sollte die
sogenannte „Senioren-BVV“ nicht
mehr wie bisher vorab der regulä-
ren Tagung stattfinden, sondern in
den normalen Tagungsablauf inte-
griert werden. So wünschten es die
Bezirksverordneten, um die Älte-
ren nicht mehr quasi am Katzentisch
abzufertigen. So wünschte es die
Seniorenvertretung des Bezirkes,
um sich mit ihren Anliegen ernst-
genommen zu fühlen. So sollte es
in der 6. Tagung der neuen BVV
endlich sein.
Über die Seniorenvertretung wur-

den Mündliche und Große Anfra-
gen sowie Anträge an die BVV ge-
stellt und mittels Übernahme durch
den Vorsteher formal korrekt ein-

gebracht und jeweils an den Anfang
der Tagesordnung gesetzt.
Der Versuch ist fehlgeschlagen. In

letzter Minute brachte die CDU-
Fraktion, die wohl so etwas geahnt
haben muß, einen Antrag, die
„seniorenpolitischen“ Themen au-
ßerhalb der Tagesordnung vorweg
zu behandeln. Dem mochten die
anderen jedoch nicht folgen, auch
um Beratungen und langwierige
Absprachen aller Beteiligten im Äl-
testenrat und den daraus resultieren-
den Arbeitsaufwand nicht zur Ma-
kulatur werden zu lassen. Also sollte
diese Senioren-BVV nach den gel-
tenden Regeln der ordentlichen
BVV ablaufen. Dieser Konsens war
spätestens beendet, als nach einer
halben Stunde die Mündlichen An-
fragen der Verordneten aufgerufen
wurden (Zeitbegrenzungen gehören
zu den Regeln).  Auch die Zeit, die

die BVV brauchte, um sich endlich
Anträgen zuzuwenden, war vielen
Besuchern zu lang, sie probten Tu-
mult. Die daraus sprechende Igno-
ranz war bestürzend; zeitweise glich
der Zuschauerraum viel eher einer
Gruppe ungezogener Kinder.
Alle Beteiligten müssen sich zwei

wichtige Fragen gefallen lassen:
Wie will die BVV in Zukunft mit
den berechtigten Anligen älterer
Menschen umgehen? Und zwei-
tens: Vertritt die Seniorenvertretung
des Bezirkes diese Anliegen und die
Wünsche der Älteren wirklich?
Das Ende des Abends war ähnlich

unerfreulich: Mit trickreichen Aus-
zeiten versuchte die CDU, die Be-
handlung der neuen Geschäftsord-
nung der BVV zu torpedieren.
Sachthemen blieben einmal mehr
auf der Strecke, der „ordentlichen“
BVV. Wolfram Kempe

Zu Besuch im Siechenheim – Folge 4
Schon vor Beginn der Sitzung ist

der Saal proppevoll. Aber was ist
das? Ein Heer von Weißhaarigen
bevölkert die Publikumsbestuh-
lung; es wogt und murmelt. Alle
sind festlich herausgeputzt. 70 Pro-
zent Volk und 30 Prozent Bezirks-
verordnete. Das gefällt mir. Viel-
leicht sind’s ja irgendwann 100
Prozent Volk und 0 Prozent Bezirks-
verordnete. Bündnis 90/Die Grünen
verteilen dubiose Flugblätter, mit
denen Senioren zum Radfahren ge-
nötigt werden sollen. Dann klärt
sich alles auf: es handelt sich um
„die 6. Ordentliche Sitzung der
BVV, die schwerpunktmäßig zu
seniorenpolitischen Themen tagen
wird“. Tagesparole: Traue Keinem
unter sechzig. Aber erstmal geht’s
wie gehabt los. Die Beseitigung der
Hundescheiße sei nicht Sache des
Bezirksamtes (obwohl meiner Mei-
nung nach ein bißchen Arbeit an der
frischen Luft den blassen Mitarbei-
tern des Bezirksorgans ganz gut
täte). Die üblichen Abstimmungen
darüber, über was abgestimmt wer-

den soll, werden getätigt. Es geht
um Schaltzeiten von Lichtsignalan-
lagen und um die von der CDU ge-
forderte Schließung des Flohmark-
tes am S-Bahnhof Wilhelmsruh, auf
dem angeblich russische Atom-U-
Boote und Interkontinentalraketen
illegal verkauft würden.
Zwischendurch steht neben mir

eine Frau und begehrt von der Saal-
dienerin, einen Dieter Stenger zu
sprechen, der ihr Mann sei. Der
Chef der CDU-Fraktion eilt so-
gleich herbei und erklärt: „Ich bin
Dieter Stenger und ich bin seit 42
Jahren verheiratet, aber Sie sind
nicht meine Frau.“ Und eilt wieder
zurück an seinen Platz. Rätselhaft.
Dann fangen die Senioren mit Mau-
len und Pöbeln an. Es wird mit den
Füßen gescharrt und gemurrt. Fünf
Minuten riecht es nach St. Peters-
burg Anno 1917. Die Aurora macht
an der Panke fest. Also geht’s mit
Seniorenthemen weiter. Die zustän-
dige Frau Hampel beginnt einen
Antrag mit: Die BVG ... äh ... die
BVV möge beschließen...“ Ergo

werden in Zukunft alle zum 75.
Geburtstag eine Gratulation und
einen Ratgeber des Bezirksamtes
mit aktuellen Informationen und
Angeboten für Senioren erhalten.
Bisherige Praxis: erst ab 80 Jahren.
Folglich werden die 60- und 65jäh-
rigen weiterhin noch 10 bis 15 Jah-
re in den Kneipen rumhängen müs-
sen, bis das Bezirksamt sie erwischt.
In der Begründung des Antrags wird
behauptet, daß 20 Prozent der Be-
völkerung 60 Jahre und älter sind.
Interessant. Ich weiß nicht, wie das
in Pankoff und Weißensee ist, aber
im Prenzlauer Berg dachte ich im-
mer, daß 90 Prozent der (Neu-)Be-
völkerung aus späten Müttern Mit-
te vierzig mit schwäbischem Akzent
bestehe.
Zum ersten Mal ist in der Kantine

zur Schließzeit das Bier noch nicht
alle. Dafür hätten sie diesmal mit
dem Verkauf von Stützstrümpfen
und Angora-Unterwäsche ein Ver-
mögen machen können. Kratz-
füßigst,

Norbert Knofo Kröcher
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Christine Keil im Gespräch mit „extraDrei“

Unterwegs mit Herz
„Altgenossin“ überschrieb eine

Zeitung ihr Foto bei der Vorstellung
des neuen Bezirksamtes. Womit
wohl kaum das Lebensalter, eher
schon die Zeit „im Amt“ gemeint
sein kann. Von Freunden gedrängt,
„als Not am Mann war“, wurde aus
der Diplomingenieurin für Maschi-
nenbau Anfang 1996 eine Bezirks-
stadträtin und stellvertretende Bür-
germeisterin in Weißensee dazu. Was
sie anpackt, will sie gut machen. Und
wer gut ist, der/dem packt man im-
mer noch was drauf. Ihre Partei
brauchte sie auch nach der Fusion.
Im neuen Bezirksamt „verwaltet“
Christine Keil die Zukunftsbereiche
Jugend, Schule und Sport. Engagiert,
kompetent, auf die Leute zugehend
und mit Herz. Und das bei (fast) lee-
ren Kassen! Wie geht das?

Bürgernähe kostet nichts,
sagt die Stadträtin. Ein- bis zwei-

mal monatlich lädt sie zur Sprech-
stunde ein. Und die Bürgerinnen und
Bürger kommen mit ihren Vorschlä-
gen, Wünschen, Fragen, Sorgen. Da
geht es um die Anmeldung der Toch-
ter für die 1. Klasse, um die Beleuch-
tung der Sportstätte, um die Schü-
lerzeitung, um einen Platz für
Krippenkinder, um Tagesmütter und
Ferienreisen und immer wieder um
den baulichen Zustand der Schulen
und Kitas. Christine Keil kann zu-
hören, beraten, eingreifen, Hilfe or-
ganisieren – aber nicht zaubern. Ich
glaube, man nimmt es ihr ab, wenn
sie sagen muß, es geht nicht. Das ist
in letzter Zeit leider immer öfter.

Probleme in Dimensionen
Der Bezirk Pankow ist auf ihrem

Gebiet relativ gut versorgt. Örtliche
Engpässe – das Wort steht auch im
gesamtdeutschen Duden – existie-
ren nur im Kleinkindbereich. Die
Stadträtin nennt Zahlen: Im Bezirk
gibt es 83 Schulen mit 32.430 Schü-
lern, 177 Kitas mit 13.251 Kindern,
73 Jugendfreizeitstätten (Stand vom
5.4.2002). Das sind in guter Mi-
schung kommunale Einrichtungen
und solche in freier Trägerschaft.

Christine Keil beurteilt die Ange-
bote nicht danach, woher sie kom-
men, sondern nach deren Qualität
für die Kinder und Jugendlichen –
und ob sie dem Personal eine siche-
re Perspektive bieten.
Ein „Kindertagesstättenentwick-

lungsplan“ ermittelt erstmals den
Bedarf für den neuen Bezirk. Die
Entwicklungsplanung für die Schu-
len ist schon einige Schritte weiter.
Das setzt eine genaue Analyse des
IST voraus. Für die Grundsanierung
der Schulen und Sportstätten sind
nach bezirklichen Berechnungen
160 Mio. Euro erforderlich. 45 Mio.
Euro brauchen die am meisten be-
schädigten Kitas. „Das kann der
Bezirk nicht leisten“, stellt die Stadt-
rätin fest. „Die Bugwelle wird im-
mer höher, und die Mittel werden
immer weniger.“
Die Jugendämter der Bezirke drän-

gen den Senat deshalb, ein Sonder-
programm für Kitas, ähnlich dem für
Schulen und Sportstätten, aufzule-
gen. Die Koalitionsvereinbarung
enthält einen solchen Prüfauftrag.
Christine Keil hofft, daß der rot/rote
Senat handelt. Sie kennt die von der
Großen Koalition hinterlassene
Haushaltsnotlage im Land,  aber sie
kann die Nöte im Bezirk nicht igno-
rieren. Was soll sie den Leuten ant-
worten, wenn die daran erinnern, daß
„Ihre Landesregierung“ doch eini-
ges anders machen wollte, als die
Vorgänger. Sie haben ja Recht...
Eine gesamtberliner Landesar-

beitsgemeinschaft, bestehend aus
Fachleuten, will dem Senat nun Vor-
schläge machen.

Pisa und Pankow
Nach Pisa und Erfurt ist die Situa-

tion an den Schulen in aller Munde.
Mehr denn je ist besonnenes Han-
deln gefragt. Christine Keil nimmt
ihre Verantwortung wahr. Schon im
Sommer 2001, also „vor Pisa“ hat
sie die Zuständigen im Bezirk  an
einen Tisch geholt. In der AG
„Jugendhilfe und Schule“ geht es um
„Schuldistanz“ (Schulschwänzer),
um Jugendberufshilfe und Schul-

stationen, um weniger Gewalt. Schu-
len aus Schülermangel werden auch
in Pankow geschlossen. Es sind we-
nige. Der Vergleich mit den anderen
Bezirken läßt aufhorchen. Die Stadt-
rätin hat über ein Jahr lang gemein-
sam mit den Betroffenen vernünftige
Lösungen gefunden.
Als wir auf den Sport zu sprechen

kommen, lebt sie auf: „Die Sportler
meckern am wenigsten mit mir.“ 100
Vereine mit 22.000 Sportlern im
Bezirk sind eine Macht. Sie würdigt
die ehrenamtlichen Helfer und
Übungsleiter. Ohne die geht – wie
überall – nichts.
Als Christine Keil ihr Amt antrat,

nahm sie sich vor, bis 2004 alle Ein-
richtungen im Bezirk einmal zu be-
suchen. Sie ist unterwegs. Mit Herz.

Gespräch: Klaus Gloede

Im Bezirk gibt es...
73 Jugendfreizeitstätten, davon  32 in kommu-

naler und 41 in freier Trägerschaft;

83 Schulen, davon  43 Grund-, 7 Gesamt-, 4
Haupt-, 7 Real-, 10 sonstige Schulen und 12
Gymnasien;

177 Kitas, davon   121 in kommunaler und 56 in
freier Trägerschaft
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PDS Berlin Drei geht ins dritte Jahr

Aus weniger noch mehr machen
25. Mai 2002, 10 Uhr, BVV-Saal

Fröbelstraße: 1. Tagung der 2.
Hauptversammlung der PDS Be-
zirksorganisation.
Die Gesichter sind meistens die

„alten“. 120 Delegierte aus 98
Basisorganisationen haben ein
Mandat erhalten. Die Mandatsprü-
fungskommission berichtet: 91 sind
anwesend, davon aber nur 27 Ge-
nossinnen. Gemurmel an den Ti-
schen. Dennoch, wir sind beschluß-
fähig.
Der Bezirksvorstand hat einen

schriftlichen Bericht über die ersten
beiden Jahre nach der Fusion vor-
gelegt. Bezirksvorsitzender Gernot
Klemm erläutert einige Passagen.
Wie überall im Leben: manches ist
gelungen, einiges nicht so. Auf der
Haben-Seite steht das Ergebnis der
Berliner Wahlen 2001, die die PDS
zur stärksten kommunalpolitischen
Kraft im Bezirk gemacht und in den
Berliner Senat geführt haben. „Bis-
her ist offen, wie wir damit umge-
hen“, konstatiert der Bezirksvor-
stand. Denn „auch der Bezirks-
verband Berlin Drei steht mit seinen
Aktivisten vor dem Problem, vor-
rangig der Adressat, weniger das
Subjekt des politischen Kurses der
Landesregierung zu sein.“ Ange-
mahnt werden „eine Stärkung der
bezirkspolitischen Belange in den
landespolitischen Auseinanderset-
zungen auf Koalitionsebene“ und
„eine breite Vermittlungs- und
Informationspolitik durch PDS-
Mandatsträger“.

Umdenken
Ergänzend zum Vorstandsbericht

legt Klaus Lederer beeindruckende

Gedanken zur politischen Wirksam-
keit der PDS in Berlin und Bezirk
dar (Auszüge siehe nächste Seite).
Wie die Diskussion zeigt, treffen sie
den Nerv der Delegierten. „Wir
wollen von unserer Partei, nicht
durch die Presse informiert wer-
den,“ verlangt ein Genosse. Be-
zirksstadträtin Almuth Nehring-
Venus, sie ist auch PDS-Vizechefin
in Berlin, plädiert für einen neuen
Politikstil. Transparenz sei unum-
gänglich, um mit der Hinterlassen-
schaft der CDU/SPD-Koalitionen
fertig zu werden. Michail Nelken,
MdA, fordert ein Umdenken in der
Blickrichtung: statt „was machen
die da oben?“ müssen wir uns fra-
gen „was machen wir denn da“. Aus
seiner Sicht ist der Berliner Pleite
nicht mit herkömmlichen Mitteln
beizukommen, sind neue politische
Ansätze notwendig.

Was zu tun ist
Ausgesprochen kritisch schätzt

der Bezirksvorstand die Situation
im fusionierten Bezirksverband ein.
Trotz aller Bemühungen ist das Zu-
sammenwachsen nicht zufrieden-
stellend gelungen. Kommunikation
überschreitet die bisherigen
Bezirksgrenzen zu wenig. Manche
Probleme bestanden schon vorher;
sie hat die Fusion verschärft: die
stark abnehmende Mobilität der
Basisorganisationen, das Wegbre-

chen von Strukturen, die abnehmen-
de Bereitschaft von Teilen der Mit-
gliedschaft, die Veränderungen von
PDS-Politik unter veränderten Rah-
menbedingungen kritisch, aber ak-
tiv zu begleiten. Daraus entsteht
Resignation. Geringere Mitglieder-
zahlen und damit auch Finanzmit-
tel zwingen, aus weniger mehr zu
machen. Notwendig sind die Bün-
delung der Aktivitäten, die Schaf-
fung neuer Strukturen der Basis auf
Wahlkreisebene, die Verbesserung
der Kommunikationswege, die
Qualifizierung der Öffentlichkeits-
arbeit. Die politische Debatte „von
unten“ über die Strategie der PDS
und ein neues Programm braucht
neue Anstöße.
Das sind anspruchsvolle Vorgaben

für den neuen Bezirksvorstand.
Obwohl er die vergangene Periode
als „unerfreulich “ bezeichnet, kan-
didiert Gernot Klemm wieder als
Bezirksvorsitzender. 85 Prozent der
Delegierten geben ihm ihre Stim-
me. Neben „bewährten“ Mitglie-
dern kommen einige neue Gesich-
ter in den Vorstand. Ob es ein Vorteil
ist, daß niemand aus der BVV-Frak-
tion dabei ist? Da nicht genügend
Genossinnen kandidieren, muß die
Wahl in der nächsten Tagung fort-
gesetzt werden.
Der Wahlkampf zur Bundestags-

wahl ist die erste Bewährungspro-
be. Auf denn! F.W.

Bezirksvorstand der PDS Berlin Drei
Vorsitzender Gernot Klemm (37 Jahre), MdA
Stellv. Vorsitzender Klaus Lederer (28)
Mitglieder Gert Cramer (49), Regina Delorme (67), Martina Jahn (45), Uta Mewes

(41), Michail Nelken (50), MdA, Siglinde Schaub (61), MdA, und Haimo
Stiemer (21) – (eine Stellv. Vorsitzende und zwei weitere Mitglieder sollen
nachgewählt werden).

Vertreterinnen der PDS Berlin Drei im Landesrat
Karin  Busacker und Gisela Grunwald

Delegierte der PDS Berlin Drei zum 8. Parteitag der PDS
Sandra Brunner, Gert Cramer, Gisela Grunwald, Katja Haese, Gernot Klemm,
Heidi Knake-Werner, Jens Neumann, Siglinde Schaub und Matthias Zarbock
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Aus dem Beitrag zur Hauptversammlung am 25. Mai 2002

Es geht um das Primat von Politik
Ich glaube, die frühe Fixierung der

PDS auf ein parlamentarisches Pri-
mat und ein strategisches Bündnis
mit der SPD brachte ein Problem
mit sich. Sie legte uns, ohne daß wir
unsererseits klare politische Bedin-
gungen für die Zusammenarbeit
gestellt und gesellschaftlich vermit-
telt haben, auf eine bestimmte Art
von Agieren und auf einen be-
stimmten Partner fest.
Vor Jahren hat die PDS-Gruppe im

Deutschen Bundestag geschlossen
und wahrnehmbar gegen Kriegs-
beschlüsse des Deutschen Bundes-
tages protestiert und keine Sorgen
gehabt, sich damit außerhalb der
Geschlossenheit des Plenums zu
stellen. Heute besitzt der Präsident
der Vereinigten Staaten offensicht-
lich eine größere Gelassenheit, die-
se Proteste eines kleinen Teiles un-
serer Abgeordneten als legitimes
Recht zu ertragen, als der Frakti-
onsvorsitzende der PDS und seine
Stellvertreterin. Diese Art von Pro-
test mag ja nicht jedermanns Sache
sein, aber er entsprach unserer Hal-
tung außerhalb der Parlamente. War
es die Angst vor dem Antiamerika-
nismusvorwurf? Und rechtfertigt
diese Angst eine solche mangelnde
Souveränität und das öffentliche
Vorführen der drei durch die eige-
nen GenossInnen?

Über den Sinn der Koalition
Die Debatten um die Berliner Ko-

alitionsvereinbarung und die jetzi-
ge Koalitions- und Senatspolitik
zeigen ebenfalls, daß das Hauptpro-
blem in der Frage des täglichen
politischen Agierens der PDS be-
steht. Auch hier gilt das Prinzip:
strategische Souveränität und klare
Vorstellungen über den Rahmen des
Erreichbaren, dann aber auch die
sichtbare Auseinandersetzung über
dieses Erreichbare! Auch eine so-
zialistische Partei kann unter real
existierenden kapitalistischen Be-
dingungen, unter dem Druck der
Kapitalmärkte, der Standortdebat-
ten und Investitionserpressungen,
unter dem Druck der Notwendig-

keit verbrecherisch anmutender
Kürzungen zur Wiedergewinnung
der Instanzen politischer Steuerung
kommen. In Kenntnis unseres
Wahlprogrammes und einer von
einem Landesparteitag mit großer
Mehrheit getragenen Koalitionsver-
einbarung sind bestimmte Überra-
schungen bei mir nicht mehr einge-
treten. Wer wollte, konnte lesen,
worauf er sich auch mit der PDS
einstellen muß. Aber: Sinn dieser
Koalition ist nicht die Haushalts-
konsolidierung an sich, und die
Legitimation einer solchen Kür-
zungspolitik kann aus sozialisti-
scher Perspektive nicht darin beste-
hen, daß die bestehende Koalition
für eine solche ein Garant sei. Sinn
dieser Koalition kann nur sein, daß
nach Jahrzehnten von organisierter
Absahner-Mentalität unter der Fah-
ne der Leistungsgerechtigkeit in
West- und dann in Gesamtberlin das
politische Moment wieder in die
Landespolitik einzieht. Es geht also
um die Wiedergewinnung der Poli-
tik in der Stadt zur Durchsetzung
von Interessen in sozialen Ausein-
andersetzungen.

Was uns fehlt
Politik ist nicht irgendein Abstrak-

tum. Zur Politik gehört es, Interes-
sen zu benennen, die man zu ver-
treten gedenkt und auch vertritt. Es
gehört dazu, auch die entgegenste-
henden Interessen zu benennen,
selbst wenn diese entgegenstehen-
den Interessen sich in der Institu-
tion des Koalitionspartners verkör-
pern. Dazu gehört, Kräfteverhält-
nisse einzuschätzen und in
Auseinandersetzungen zu gehen.
Zu aufklärerischer Politik gehört,
die Grenzen des Möglichen zu be-
nennen – allerdings auch Wege auf-
zuzeigen, wie diese Grenzen aus-
geweitet werden könn(t)en. Dazu
gehören klare politische Vorhaben,
deren Durchsetzbarkeit geprüft ist
und um die sich auch ernsthaft ver-
handeln läßt. Was uns fehlt, ist eine
klare politische Strategie, die die
Schritte auf Landesebene nachvoll-

ziehbar, vermittelbar, meßbar wer-
den läßt.
Es ist nicht die Linke, es ist nicht

die PDS, es sind nicht wir, die der-
zeit die Musik machen, nach der in
unserem Land politisch getanzt
wird – weder auf Landesebene,
noch im Bund oder in Europa, ge-
schweige denn weltweit. Wir be-
stimmen die wenigsten gesell-
schaftlichen Voraussetzungen für
unsere politische Durchsetzungsfä-
higkeit. Deshalb können wir noch
viel öfter in die Situation kommen,
selbst aus einer Regierungsposition
gegen viele schlimme gesellschaft-
liche Zustände wenig tun zu kön-
nen. Wir sollten uns deshalb schon
mit Versprechen in diese Richtung
zurückhalten. Aber wir besitzen
noch die Souveränität der politi-
schen Mittel und derer dürfen wir
uns nicht begeben – insbesondere
jenseits des Parlaments und inner-
halb der gesellschaftlichen Debat-
ten. Deshalb hätte die ganze Ange-
legenheit niemals so geräuscharm
laufen dürfen, wie es letztlich der
Fall war. Hier geht es um das Pri-
mat von Politik!

Klaus Lederer

Klaus Lederer
alter und neuer Stellv. Vorsitzender
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Wie weiter in der Berliner Allee?
Von Zeit zu Zeit berichten wir über

Veränderungen in der Berliner Al-
lee. Vor wenigen Tagen hatte ich
Gelegenheit, mit der Vorsitzenden
der Interessengemeinschaft City
Weißensee, Frau Dewald, über die
weiteren Ziele zu sprechen. So sol-
len bis zum Herbst dieses Jahres die
Gehwegerneuerungsarbeiten beid-
seitig fertiggestellt sein und etwa
zur gleichen Zeit werden, nicht zu
letzt der Umwelt zuliebe, 88 Lin-
denbäume in der Allee gepflanzt.
Die Auswechselung der alten
Laternenmaste wird in diesem Jahr
ebenfalls schrittweise fortgesetzt.
Zur Zeit gehören der IG City

Weißensee etwa 20 Mitglieder an,

überwiegend Einzelhändler. Ge-
meinsam mit ihrem Team möchte
Frau Denwald als nächstes errei-
chen, daß gegenüber dem Kino Toni
zweimal im Jahr ein größerer Markt
mit vielen Attraktionen stattfindet.
Sollten dieses Vorhaben genehmigt
werden, ist ein Weihnachtsmarkt
angedacht. Obwohl die Berliner
Allee einige Geschäfte hinzuge-
wonnen hat wie zum Beispiel zwei
Drogerien, einen Damen- und ei-
nen Herrenausstatter sowie einen
Blumen und einen Bücherladen,
stehen noch einige Ladengeschäfte
leer. Darauf hat die IG City Weißen-
see natürlich auch keinen Einfluß.

Karin Busacker

Festgeschichte
In den vergangenen 100 Jahren hat

sich das Weißenseer Blumenfest
vielfach gewandelt – zuletzt in die-
sem Jahr, in dem erstmals vom tra-
ditionellen Termin Ende August ab-
gegangen wird. Zur Begründung
führt das Bezirksamt an, es sei ein
gewisser zeitlicher Abstand zwi-
schen dem Blumenfest und dem
Fest an der Panke gewünscht. Die-
se Entscheidung hat jedoch noch
der alte, aus Pankow stammende

„Blühendes Weißensee“ die das Be-
zirksamt von 1933 bis 1938 ausrich-
tete. Zur festen Institution unter dem
heutigen Namen wurde das Fest
dann 1963 mit Blumenschau und
Blumentombola. Höhepunkt ist seit
jener Zeit das Feuerwerk. Seit 1994
wird eine Blumenkönigin gewählt
und der Blumenkorso abgehalten.
Rummel, Musik, Tanz und Markt-
treiben gehörten jedoch seit je zu
diesem Fest. Horst Zakrzewski

Im Blickpunkt: Weißensee

Verkehr und Städtebau in Weißensee
Die Planung zum Um- und Aus-

bau der Pistoriusstraße ist soweit
vorangeschritten, daß in wenigen
Wochen die Arbeiten beginnen kön-
nen. Schwerpunkt ist die Verbesse-
rung der Fahrbahn. Einen breiten
Raum in der Diskussion nahm die
Gestaltung der Kreuzung am Ham-
burger Platz ein. Städtebaulich bie-
tet sich hier wieder die Errichtung
eines Kreisverkehrs an. In vielen
Städten Europas wird immer mehr
auf diese sichere und vernünftige
Art von Kreuzungen zurück gegrif-
fen. An den Einmündungen in den
Kreisverkehr am Hamburger Platz
sollen in der Mitte Verkehrsinseln
mit Zebrastreifen errichtet werden.
Nach Aussage von Verkehrsexper-
ten und nach Erfahrung in anderen
Städten wird die Überquerung der
Kreuzung so auch für Schüler ge-
nauso sicher sein, wie mit einer
Ampelanlage.
Außerdem beschäftigte sich der

Ausschuß für Stadtentwicklung und
Verkehr der BVV mit folgenden
Problemen. Die Fläche in der Mey-
erbeerstraße 61/63 wird statt für

eine Grünfläche nun für die Nut-
zung bzw. Entwicklung zur Wohn-
bebauung freigegeben. Das Sanie-
rungsziel mußte geändert werden,
weil auf längere Sicht die Stadt kein
Geld zum Ankauf des Grundstücks
hat. Schwerpunkt aller Maßnahmen
zur Verkehrsberuhigung im Kom-
ponistenviertel ist die Kita- und
Schulwegsicherung. Das Bezirks-
amt soll hier in Zusammenarbeit mit
den Bürgern bis zum 11. Septem-
ber 2002 einen Realisierungsplan
vorlegen. Die Lichtzeichenanlage
Krugstege soll so verändert werden,
daß durch die Verlängerung der
Grünphase in Richtung Heinersdorf
der Rückstau in Alt Blankenburg

abnimmt. Eine wichtige Regelung
bei der Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen ist, den Anliegern
Gelegenheit zu geben, die Planun-
gen auch von mehreren Varianten
einzusehen, Einwände zu äußern
und Vorschläge einzubringen. Vor
der Entscheidung über die Ausbau-
variante hat sich die Bezirksverord-
netenversammlung damit zu befas-
sen.
In der nächsten Zeit wird sich der

Ausschuß vor allem mit der Ver-
kehrsanbindung von Karow zur B2,
der Langhansstraße und der Umge-
hungsstraße Heinersdorf entlang
der Industriebahn beschäftigen.

Thomas Goetzke

Bürgermeister getroffen. Die Ur-
sprünge des Festes liegen im Dunk-
len. Die Ortschronisten nehmen an,
daß es sich angesichts vom über 30
Gartenbaubetrieben, die Ende des
19. Jahrhunderts in Weißensee an-
sässig waren, aus Kirchweih- und
Erntedankfesten entwickelte. Eine
andere Spur führt zu sozialdemo-
kratischen Arbeiterfesten im Eta-
blissement Sternecker. Gesichert ist
erst eine Veranstaltung namens

Berliner Allee
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Aus den Ausschüssen der BVV

Sisyphusarbeit
Eine Aufgabe des Ausschusses für

Bürgerbeteiligung, Eingaben, Ge-
schäftsordnung und Bürgerdienste
ist es, auftretende Probleme bei der
Arbeit mit der neu beschlossenen
Geschäftsordnung zu beraten. Bis-
her haben wir uns in diesem Aus-
schuß jedoch überwiegend mit Ein-
gaben (bisher 16 in drei Sitzungen)
beschäftigt. Auf unseren Wunsch
hin hat das Bezirksamt aber auch
über den gegenwärtigen Stand bei
den Bürgerdiensten berichtet. Ins-
besondere sind von uns die langen
Wartezeiten in und der weitere Aus-
und Neubau der Bürgerämter be-
sprochen worden.
Im Ausschuß für Gesundheit und

Soziales zeigen die behandelten
Probleme besonders deutlich das
Dilemma, in dem sich nicht nur
unserer Bezirk befindet. So läßt sich
z.B. das Betreiben von je drei Be-
reichen des Sozialamtes jeweils in
den drei Alt-Bezirken nicht mehr
aufrechterhalten. Der extreme Geld-
mangel erzwingt hier andere Lösun-

gen. Es wird nun versucht, die ne-
gativen Auswirkungen für die Bür-
gerinnen und Bürger zu minimie-
ren.
Es gibt aber auch Positives zu be-

richten. Das Projekt „Modernes
Sozialamt“, das in Weißensee be-
gonnen wurde, wird nun im Groß-
bezirk eingeführt. Speziell geschul-
tes Personal kümmert sich intensiv
um die Rückführung von Arbeits-
losen in den Arbeitsmarkt und hat
bisher gute Erfolge erreicht. Auch
bei dem in unserem Bezirk erstma-
lig getesteten Projekt „MOZART“
sind nach einer Anlaufzeit erste
Erfolge erreicht worden in der Ar-
beitsvermittlung und der gemeinsa-
men Auszahlung von Sozialhilfe
und Arbeitslosengeld von nur noch
einer Stelle.
Der Ausschuß für Umwelt und

Natur beschäftigt sich nicht nur mit
den in unserem Bezirk umfangrei-
chen Grünflächen sondern auch mit
weiteren Problemen wie z.B. Ver-
müllung,  Umweltstreifen,  Land-

schaftsplänen und Kleingärten. Die
prekäre finanzielle Situation führt
im Fall der Anlage in Blankenfelde
fast zum Verfall eines Teils der An-
lage. Hier müssen Alternativen zum
Erhalt dieser sehr schönen Anlage
gefunden werden.
Für die Propagierung des Umwelt-

gedankens ist u.a. im Bezirksamt
das Umweltbüro zuständig. In der
vergangenen Wahlperiode gab es
um dieses Umweltbüro einige Irri-
tationen. Ein erarbeitetes Konzept
des damaligen Bezirksamtes traf auf
Unverständnis im Ausschuß und in
der BVV. Das jetzige Bezirksamt
ist zunächst bemüht, die Räumlich-
keiten und die personelle Besetzung
zu sichern. Wir werden aber auch
wieder nach dem noch ausstehen-
den überarbeiteten Konzept für die
Arbeit des Umweltbüros fragen.
Darin sollten die Propagierung von
globalen Umweltaspekten und die
Einbindung des Umweltbüros in
den Agendaprozess festgeschrieben
werden. Dr. Axel Bielefeldt

„Anton und Lola“ – Neu in Weißensee
Längst war es zu eng geworden im

Frei-Zeit-Haus für die verschiedenen
Gruppen, Kurse, Veranstaltungen,
Beratungen und Treffen. Manche
neue Idee konnte nicht umgesetzt
oder mußte verschoben werden, weil
der Platz fehlte. Deswegen entstand
der neue Nachbarschaftstreff „An-
ton und Lola“ vis-à-vis des Frei-Zeit-
Hauses in der Pistoriusstraße. Viele
Weißenseer haben ehrenamtlich mit-
gewirkt beim Um- und Ausbau, beim
Gestalten und Einrichten der ehema-
ligen Räume der Bäckerei Fitzner,
so daß am 30. April die Einweihung
gefeiert werden konnte. Seitdem ent-
decken viele diesen neuen Treff-
punkt. Herzlich eingeladen sind jung
und alt zum Beispiel: Dienstags von
9.30-12.30 Uhr zum Vollwert-
frühstück und offenen Spieltreff;
Mittwochs von 9.30-12.30 Uhr zum
Kinderliedersingen mit Gitarren-
begleitung und Cafébetrieb; Don-
nerstags kochen junge Mütter reich-

haltige Eintöpfe, die in der Zeit von
12 bis 14 Uhr für eine Spende zu
genießen sind. Die Schrei-Baby-
Ambulanz nutzt einen kleineren
Raum im hinteren Bereich. Dort er-
halten betroffene Eltern erste emo-
tionale Hilfe im Umgang mit ihren
Schreibabys (Anmeldung unter 4 04
53 33). Am Wochenende können die
Räumlichkeiten stundenweise für
Kindergeburtstage oder zu anderen
privaten Anlässen gemietet werden
(Anmeldung unter 92 79 94 63). Die

Finanzierung der laufenden Raum-
kosten ist schwierig. Es gibt keine
zusätzlichen Gelder aus dem Bezirk
oder Senat für die neuen Räume.
Deswegen diese Bitte an alle Wei-
ßenseer: Unterstützen Sie den Nach-
barschaftstreff, besonders wenn es
Ihnen in den neuen Räumen gefällt,
indem Sie die Raumkosten einiger
Quadratmeter übernehmen! Pro
Quadratmeter und Monat sind 7
Euro nötig.

Christoph Lewek Freizeithaus

weitere Info
unter

92 79 94 63
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Aus dem Bezirksamt

An hundert Orten…

Das Bezirksamt Pankow ist seit
gut 100 Tagen im Amt; die BVV
bestätigte den Entwurf des Bezirks-
amtes zum Doppelhaushalt 2002/
2003. Zeit nachzufragen, was den
Bürger erwartet. extraDrei war zu
einem Gespräch beim Bezirksstadt-
rat für Stadtentwicklung Martin
Federlein (CDU).
Stadtplanung und Sanierung sind

Schwerpunkte der Arbeit im Fach-
bereich. Dabei hat der Standort
Buch als Entwicklungsgebiet eine
wichtige Aufgabe im Nordostraum.
Und das, so Martin Federlein, un-
ter mehreren Aspekten. Es geht um
den Ausbau Buchs als Gesundheits-
region und Biotechnologiezentrum,
um die Schaffung von Arbeitsplät-
zen und um die weitere Entwick-
lung der Infrastruktur. Eingeschlos-
sen in diese Überlegungen ist
beispielsweise auch der Versuch,
den Künstlerhof Buch als sozio-kul-

turelles Zentrum zu erhalten. Ziel
ist es, die finanziellen Grundlagen
bis zum 31.12.2002 zu sichern.
In den Fragen der Infrastruktur

wünscht sich der Bezirksstadtrat ein
größeres Engagement der Woh-
nungsbaugesellschaften und -ge-
nossenschaften, geht es doch um die
Erhöhung der Lebensqualität der in
diesem Gebiet lebenden und arbei-
tenden Bürgerinnen und Bürger. Bis
zum Herbst 2002 soll der städtebau-
liche Vertrag über die Zentrums-
entwicklung von Buch abgeschlos-
sen sein. Der Abschluß der
Baumaßnahmen durch den Konsum
soll 2004 erreicht werden.
Buch ist in den Bundeswettbewerb

„Stadtumbau Ost“ einbezogen, ein
Programm, das die Bundesregie-
rung im vergangenen Jahr beschlos-
sen hat. Ostdeutsche Kommunen
sollen damit finanzielle Hilfen für
die städtebauliche Entwicklung er-
halten. Im Großbezirk gehören ne-
ben Buch die Neumannstraße und
der Prenzlauer Berg zum Pro-
gramm. In der Neumannstraße geht
es um die Entwicklung der Infra-
struktur und im Prenzlauer Berg um
die Entwicklung des Wohnumfel-
des. Bis zum 10.6.2002 sollen die
beauftragten Planungsbüros die
entsprechenden Vorschläge vorle-
gen. Zu hoffen ist, daß Bürgerin-
nen und Bürger Vorschläge und Ide-
en einbringen konnten. Zu finan-
ziellen Größenordnungen kann
Herr Federlein zum gegenwärtigen
Zeitpunkt noch nichts sagen. Kon-
kreter wird es erst, wenn der Senat
seine Auswahl und Entscheidung
getroffen hat.
Die Weißenseer Bürgerinnen und

Bürger wird freuen, daß nun end-
lich die Erneuerungsarbeiten in der
Berliner Allee zum Jahresende 2002
abgeschlossen sein sollen (ur-
sprünglich geplant für Juni 2002).
Der Bezirksstadtrat ist mit der IG
City Weißensee e.V. über zu schaf-
fende Kurzparkmöglichkeiten für
die Kunden der Geschäfte in der
Berliner Allee im Gespräch. Der
Antonplatz ist weiter im Blick. Zu

prüfen sind Verschönerungsvor-
schläge, von der BVV beschlossen,
und die Taxisituation.
Die Pistoriusstraße wird saniert.

Fest steht: Die Breite der Straße
ermöglicht keinen Fahrradweg und
am Hamburger Platz wird ein Kreis-
verkehr eingeführt.
Die katastrophale Finanzsituation

Berlins und damit seiner Bezirke ist
bekannt. Auch im Bereich Stadtent-
wicklung sind erhebliche Kürzun-
gen geplant, so daß, wie M.
Federlein sagt, oft nur noch Not-
maßnahmen, vor allen Dingen im
Tiefbaubereich, möglich sein wer-
den. Erstaunlicherweise hat er bei
Gesprächen mit Bürgern Verständ-
nis für Sparmaßnahmen gefunden.
Das Sparkonzept für Pankow sieht

folgendes vor: Für den baulichen
Unterhalt öffentlicher Gebäude
können nur noch 5,7 Mill. Euro
ausgegeben werden, im Vorjahr
waren es noch 7 Mill. Euro. Auch
die Schäden am Straßennetz wer-
den weiter zunehmen. Statt 2,5 Mill.
im vergangenen Jahr stehen 2002
für Reparaturen nur noch 2,2 Mill.
Euro bereit. Für eine Grund-
sanierung wären mindestens 7 Mill.
Euro nötig.
Befragt, mit welchen Anliegen

Bürgerinnen und Bürger in seine
Sprechstunde kommen, nennt Herr
Federlein folgende Probleme:
Straßensituationen und ruhender
Verkehr; Durchsetzung des Milieu-
schutzziels bei Modernisierung
zum „Erhalt der Zusammensetzung
der Wohnbevölkerung aus besonde-
ren städtebaulichen Gründen“;  Si-
cherung von Kleingartenanlagen im
Zusammenhang mit dem Flächen-
nutzungsplan.
Man hört und liest: Im Bezirks-

amt herrscht eine konstruktive Zu-
sammenarbeit. Bürgermeister Klei-
nert (PDS) brauchte bisher noch
nicht seine Stimme, die in Patt-Si-
tuationen doppelt zählt, entspre-
chend einsetzen. Es ist also zu hof-
fen, daß alles nur Mögliche im
Interesse der Bürger getan wird.

Gespräch: Renate Tepper

Zur Person:
Martin Federlein (CDU)

Geboren 1946 in Pankow

1973 Abschluß des Studiums für Ökonomie
und Wirtschaft

Bis 1990 Tätigkeit als Informator

1990-2000 Bezirksstadtrat für Finanzen
und Wirtschaft in Pankow

2001 bis Anfang 2002  Unternehmensbera-
ter und Mitglied der BVV Pankow

seit 2002 Bezirksstadtrat für Stadtentwick-
lung in Pankow

Nach kurzer
Unterbrechung
wieder im Amt
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Erste Schritte zum Erhalt des Bucher Künstlerhof gemacht

Nicht nur Leerstand und Labor
Im März dieses Jahres schreckte

Buch auf. Der einzige Kunst- und
Kulturstandort im Ortsteil Buch –
der Künstlerhof – soll geschlossen
werden. Die Senatsverwaltung für
Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur schlägt die Einstellung der Zu-
schüsse an den Künstlerhof vor.
Darüber hinaus sollte das Grund-
stück in den Liegenschaftsfonds
übertragen werden. Schon Mitte
April war ich dort, um mich über die
Senatspläne zu informieren und mir
ein Bild vom Künstlerhof zu ma-
chen. Sofort wurde ich von den
Künstlern und dem Geschäftsführer
belagert. Denn die kamen sich reich-
lich verschaukelt vor. Seit vielen Jah-
ren sind sie von der Senatskultur-
verwaltung vertröstet worden. Die
Erstellung eines Nutzungskonzeptes
scheiterte immer wieder an Haus-
haltssperren. Und nun sollte so mir-
nichts-dir-nichts die Schließung ins
Haus stehen? Trotzdem hier immer-
hin eine Menge Künstler ihre Ate-
liers und ihren Arbeitsplatz haben.

Die Bucher Bürgerinnen und Bür-
ger und nicht zu letzt die ansässigen
Investoren, Firmen und Forschungs-
einrichtungen haben für den Erhalt
des Künstlerhofes plädiert. Als ei-
ner der größten Investitionsräume
braucht der Norden Berlins nicht nur
Labore sondern auch soziokulturelle
Infrastruktur.
Politische Vermittlung von Proble-

men ist eine meiner Aufgaben:
Almuth Nehring-Venus, die Bezirks-
stadträtin für Wirtschaft und Kultur,
nahm den Moderationsprozeß in die
Hand und initiierte einen Runden
Tisch – gemeinsam mit den betrof-
fenen Künstlern, dem Geschäftsfüh-
rer des Künstlerhofes, dem Regio-
nalmanagement und auch dem
Biotechnologie-Campus. Auch ist es
uns gelungen, daß am 23. Mai der
Senator für Wissenschaft, Forschung
und Kultur, Thomas Flierl (PDS),
sich persönlich vom Geschehen auf
dem Künstlerhof überzeugte und das
enorme Potential, daß der Künstler-
hof biete, lobte.

Im gemeinsamen Gespräch konn-
ten erste Schritte zum Erhalt des
Künstlerhofes gemacht werden. Vor-
aussetzung für den Erhalt des Kunst-
und Kulturstandortes „Künstlerhof
Buch“ ist, daß in einem zu erarbeitet-
enden Nutzungskonzept sich der
Künstlerhof mehr an die Öffentlich-
keit und an die Bucher Bürgerinnen
und Bürger wendet. Sofern ein Nut-
zungskonzept erarbeitet wird, eine
neue Trägerschaft des Künstlerhofes
geklärt werden kann, ist ein Erhalt
des Künstlerhofes und eine Zwi-
schenfinanzierung auch im Jahre
2003 möglich.
Flierl sagte auch sein Bemühen zu,

die Übertragung des Grundstückes
vom Künstlerhof in den Liegen-
schaftsfonds vorerst zu stoppen. So
ist zunächst wenigstens Zeit gewon-
nen.
Also, ran an die Arbeit. Es gibt

Licht am Ende des Tunnels. Damit
es in Buch nicht nur Leerstand und
Labore gibt, brauchen wir einen
Künstlerhof. Sandra Brunner

Ein Netzwerk für alle
So wie ich es in meiner Zeit als

Bürgermeisterin von Hohenschön-
hausen und später Friedrichshain-
Kreuzberg getan habe, will ich mich
im Deutschen Bundestag dafür ein-
setzen, daß das WHO-Projekt „Netz-
werk Gesunde Städte“ in möglichst
vielen Städten Deutschlands umge-
setzt wird. Es hat mich gefreut, zu
hören und zu lesen, daß auch der
Bezirk Pankow sich nun auf den Weg
begeben hat, um Teil des Netzwerks
zu werden.
Hohenschönhausen war ja einer der

ersten Berliner Stadtbezirke, die sich
dem Projekt anschlossen. Inzwi-
schen gehören neun Bezirke dem
Netzwerk an, Pankow und Spandau
bereiten ihre Aufnahme vor.
Das beachtenswerte Vorhaben be-

ruht auf dem Gedanken, daß
Gesundheitsförderung über indivi-
duelle Vorsorge hinausgeht und Le-
bensbedingungen mit einschließt.
Stadtgestaltung ist kein Monopol

von Politik und Wirtschaft. Sie soll-
te öffentlich diskutiert und ausgehan-
delt werden.
Städte bieten Chancen: Arbeit, Ein-

kommen, Bildung, Kultur, soziale
Kontakte. Städte bergen immer auch
Risiken: Streß, Lärm, Umwelt-
schäden, Vereinsamung.
1986 lud die Weltgesundheitsorga-

nisation mit ihrer Ottawa-Charta
zum Neu- und Umdenken ein. Ge-
sundheit entsteht nicht in der Arzt-
praxis und im Krankenhaus sondern
im Alltag. Es gilt, sie zu fördern und
zu erhalten, so das Credo des Papiers.
1989 gründete sich ein bundesdeut-

sches Netzwerk, dem inzwischen
viele Kommunen und Kreise beige-
treten sind. Willkommen im Netz-
werk ist jede Stadt, die ein 9-Punk-
te-Programm beschließt und
Selbstverpflichtungskriterien ein-
geht.
Eine gesunde Stadt ist für mich der

gelungene Versuch einer gesund-

heitsfördernden, sozial und ökolo-
gisch orientierten Stadtentwicklung.
Ich möchte an dieser Stelle einmal
auf die Standards der Weltgesund-
heitsorganisation für lebenswerte
und gesunde Städte verweisen. Sie
sind es Wert, in politisches Handeln
einbezogen zu werden.
Eine gesunde Stadt ist für mich der

gelungene Versuch einer gesund-
heitsfördernden, sozial und ökolo-
gisch orientierten Stadtentwicklung.
Gesundheitspolitik greift in alle po-
litischen Verantwortungsbereiche
ein. In einer gesunden Stadt ist so-
wohl der Politik als auch der Ver-
waltung Ressortdenken fremd. Das
wiederum ist mir sehr nah. Ich bin
sicher, daß wir gemeinsam vieles
werden tun können, um in Pankow,
Prenzlauer Berg und Weißensee die
Vision einer gesunden Stadt, die
Wohlbefinden fördert, zu verbreiten
und zu leben.

Bärbel Grygier

Sandra Brunner
Direkt für den
Bundestag im
Wahlkreis 77

Bärbel Grygier
Direkt für den
Bundestag im
Wahlkreis 84
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Straßenanbindung PankowPark in der Sackgasse?

Eine Chronologie
1998 IG Metall, Betriebsrat und

Unternehmensführung von ABB
(heute ALSTOM Power) einigten sich
gemeinsam mit den politischen Par-
teien des Abgeordnetenhauses und
des Bezirkes Pankow (alt), dem
Bezirksamt Reinickendorf und dem
Senat auf das Nutzungskonzept
PankowPark für das ehemalige
Bergmann-Borsig-Gelände in Wil-
helmsruh. Dieser politische Kon-
sens sah unter anderem eine besse-
re Anbindung des Areals an das
Berliner Straßennetz vor, deren Pla-
nung vom Senat mit dem Vorhaben-
und Erschließungsplan XIX-VE 8
eingeleitet wurde.

2000 In diesem Vorhaben- und
Erschließungsplan werden zwei Va-
rianten für die Anbindung des Ge-
ländes zum Wilhelmsruher Damm
in Pankow diskutiert: eine nördli-
che Umfahrung des Friedhofs Ro-
senthal auf der Trasse der ehemali-
gen Niederbarnimmer Eisenbahn
und eine Straße entlang des Nord-
grabens hin zur Uhlandstraße. Die-
ser zweiten Variante würden auf
Pankower Seite private und öffent-
liche Kleingärten und sogar ein be-
wohntes Haus zum Opfer fallen.
5.1.2001 In einem Schreiben an

die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung spricht sich das neue Be-
zirksamt des Fusionsbezirkes  für
die Variante Eins aus und verweist
auf entsprechende Beschlüsse aus
Pankow (alt) und einen inzwischen
getroffenen Konsens für diese Va-
riante.
18.7.2001 In einem Antrag

drängt der Ausschuß für Stadtent-

wicklung der fusionieren Bezirks-
verordnetenversammlungen das
Bezirksamt, sich für eine zügige
Verabschiedung des Planwerkes
einzusetzen. Die Grünen hingegen
sehen in der östlichen Anbindung
des ABB-Geländes den Einstieg in
die sogenannte Nordtangente.
5.3.2002 Das Bezirksamt Pan-

kow forderte den Senat auf, endlich
das Planungsverfahren auf der Ba-
sis des Konsensbeschlusses abzu-
schließen. In einer gemeinsamen
Erklärung bezeichneten Bürgermei-
ster Kleinert (PDS) und Stadtrat Fe-
derlein (CDU) die Herstellung der
ABB-Verbindungsstraße als grund-
legend für die Sicherung der vor-
handenen und die Ansiedelung neu-
er Arbeitsplätze im PankowPark.
9.4.2002 Im Abgeordnetenhaus

beantragt die CDU-Fraktion, an der
bisherigen Planung (Variante 1) für
die östliche Anbindung des ABB-
Geländes festzuhalten.
17.4.2002 Auf Antrag der PDS

unterstützt die BVV des Großbe-
zirkes das Bezirksamt, sich bei der
Senatsverwaltung für die Beibehal-
tung der bisherigen Planung einzu-
setzen.
18.4.2002 In seiner Antwort auf

eine mündliche Anfrage von Sig-
linde Schaub (PDS), MdA, bestä-
tigte Senator Strieder, „daß die Se-
natsverwaltung eine Änderung des
östlichen Trassenabschnitts der ge-
planten Erschließungsstraße beab-
sichtigt“, anstelle der bisher vorge-
sehenen Trassenführung soll die
Straße entlang des Nordgrabens
geführt werden. Als Gründe für die
Planänderung führt der Senator die
„Minderung der Verkehrslärmbe-
lästigungen“ für die Wohnhoch-
häuser am Dannenwalder Weg und
einen „geringeren Zerschneidungs-
effekt für die Grün- und Freiflächen
im ehemaligen Mauerstreifen“ an.
Eine Planänderung für den dringli-
cheren westlichen Straßenabschnitt
zwischen der Straße „Am Nord-
graben“ in Reinickendorf und dem
ABB-Areal sei nicht beabsichtigt.
„Bei kooperativem Verhalten aller

am Verfahren Beteiligter wäre – so
Strieder – ein Baubeginn des west-
lichen Straßenabschnitts noch in
diesem Jahr möglich.“
25.4.2002 Bezirksstadtrat Mi-

chael Wegner (CDU) informierte im
Verkehrsausschuß der BVV Rei-
nickendorf über eine Beratung der
Stadtplanungsämter aus Reinicken-
dorf und Pankow im Hause Strieder
am gleichen Tag, bei der beide Be-
zirke ihr Veto gegen die Planungs-
änderung eingelegt hätten. Die Ver-
mutung wurde laut – so die Presse
–: der Senator wolle dem SPD-
Kreisverband in Reinickendorf ge-
fallen.
7.5.2002 In einem Brief an Se-

nator Strieder widerlegte die IG
Bauen, Wohnen und Verkehr in
Wilhelmsruh und Rosenthal dessen
Argumente: „Sie erkaufen eine ge-
ringfügige Entlastung vom Ver-
kehrslärm im Märkischen Viertel …
– bei einer Trassenführung in un-
bebautem Gelände – mit einer Stei-
gerung der Lärmbelastung im Wil-
helmsruher Wohngebiet … durch
eine Trassenführung über privates,
bebautes und von Dauerbewohnern
bewirtschaftetes Gelände … Den
Wilhelmsruher Bürgern ist es völ-
lig unklar, nach welchen Regeln der
Senat hier arbeitet. Drei Jahre Pla-
nungsarbeit sind für die Katz.“
12.6.2002 Der Ausschuß für

Stadtentwicklung und Umwelt-
schutz des Abgeordnetenhauses
beschäftigt sich mit dem CDU-An-
trag vom 9. April und verabschie-
det gegen die Stimmen von CDU,
FDP und Grünen eine „Dringliche
Beschlußempfehlung“, in der der
„Senat aufgefordert“ wird, „alter-
native Planungsvorschläge“ für eine
Erschließungsstraße „in östlicher
Richtung“ „aufzuzeigen“. Damit
hat nach dem Senator auch das Ab-
geordnetenhaus den bis dahin be-
stehenden Konsens aufgekündigt.

extraDrei gratuliert den politisch
Verantwortlichen und fragt: Habt
ihr noch alle Tassen im Schrank?

Klaus Gloede / Wolfram Kempe
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„Rechte sind in jedem Club“
„Gehört der öffentliche Raum in

Weißensee den Rechten?“ Eine
Podiumsdiskussion unter dieser
Fragestellung fand am 25. April im
Jugendklub K 14 in Karow statt.
Dazu eingeladen hatte die „Aktive
Weißensee“, ein Bündnis von Bür-
gerinnen und Bürgern aus Weißen-
see, die den rechten Bestrebungen
und Entwicklungen in ihrem Kietz
etwas entgegensetzen wollen.
Leider machte eine Sondersitzung

der BVV den Veranstaltern einen
Strich durch die Rechnung: Die
Jugendstadträtin Christine Keil und
der Fachbereichsleiter Jugendförde-
rung, Herr Sablotny, mußten die
Veranstaltung im Anschluß an ihre
Eingangsreferate verlassen. Trotz-
dem entwickelte sich unter den doch
zahlreich erschienen Gästen eine

rege Diskussion, die deutlich mach-
te, daß es in Weißensee noch viel
zu tun gibt.
Wahrnehmungen rechtsextremer

Strukturen und Einstellungspoten-
tiale halten sich gerade bei den Ver-
antwortlichen in Grenzen. Dar-
an konnte auch die Darstellung der
Situation in Weißensee durch die
Mitarbeiterin der Mobilen Beratung
gegen Rechtsextremismus (ein Pro-
jekt des Zentrums Demokratische
Kultur) nichts ändern.
In Bezug auf die Arbeit mit Kin-

dern und Jugendlichen wurde deut-
lich, daß bei Weitem nicht jedem
Verantwortlichen klar ist, wie wich-
tig es gerade in diesem Bereich ist,
über die Mauern der eigenen Ein-
richtung hinweg zu sehen und per-
spektivisches Handeln als notwen-

dig zu erachten. Es darf sich mit
rechten Orientierungen nicht erst
auseinandergesetzt werden, wenn
sie sich im eigenen Klub nicht mehr
verleugnen lassen! Vielmehr als bis-
her muß präventives und konfron-
tatives Arbeiten mit Kindern und
Jugendlichen als Notwendigkeit
erkannt und dort, wo es schon prak-
tiziert wird, auch unterstützt wer-
den.
Einige Fragen blieben am Ende

der Diskussion der fortgeschritte-
nen Zeit wegen leider unange-
sprochen. Unter anderem die wich-
tige Frage nach den Opfern rechter
Gewalt – die entweder an den Rand
gedrängt werden, oder deren Zivil-
courage ihnen hinterher auch noch
Schwierigkeiten einbringt.

Ines Pohl

„Wir kämpfen um die Kuh“
Die Aktivitäten organisierter Neo-

nazis im Großbezirk reißen nicht ab.
Anfang Mai wurde innerhalb einer
Nacht gleich zwei mal das „Haus
der Jugend – Bunte Kuh“ in der
Parkstraße in Weißensee angegrif-
fen. In diesem Jahr gerieten bereits
der Eine Welt-Laden „Baobab“ und
das „Antifa-Quariat“ (beide im
Prenzlauer Berg) ins Visier der Neo-
nazis. (extraDrei berichtete)
Zum letzten Vorfall: In der Nacht

zum 4. Mai gegen 1.30 Uhr dran-
gen zwei Neonazis in den Vorraum
der „Bunten Kuh“ ein, zehn weite-
re standen vor dem Gebäude, um
die Lage auszuspähen. Die herbei-
gerufene Polizei konnte keine Tä-
ter im Umfeld feststellen. Kurz dar-
auf erschienen die Nazis erneut,
drangen diesmal zu viert in das
Haus ein und warfen mit Steinen
und Stühlen auf die Besucherinnen
und Besucher. Dabei gingen u.a.
zwei Fensterscheiben zu Bruch.
Auch nach diesem Angriff ver-
schwanden sie sofort, die Polizei
konnte erneut keine Täter feststel-
len.
Die „Bunte Kuh“ war bereits 1993

Ziel eines ähnlichen Angriffes. „Ob-

wohl organisierten Nazis das Haus
ein Dorn im Auge ist, trauen sie sich
aufgrund der Menge an alternati-
ven Jugendlichen, die im Haus ver-
kehren, nicht in seine unmittelbare
Nähe“, berichtet eine regelmäßige
Besucherin der „Bunten Kuh“ ge-
genüber extraDrei. In dem Haus fin-
den regelmäßig Infoveranstaltungen
und Konzerte statt, zudem nutzen
zahlreiche Bands die vorhandenen
Räume für ihre Proben, im August
soll es wieder ein antirassistisches
Straßenfest geben. Zudem existiert
ein selbstverwaltetes
Café, auch ein Gra-
ffiti- sowie ein Com-
puterraum steht für
Jugendliche in der
„Bunten Kuh“ zur
Verfügung.
Sorge macht den

Nutzerinnen und
Nutzern die Zukunft
ihres Hauses. Auf-
grund unklarer Be-
sitzverhältnisse bot
das Bezirksamt dem
Verein ein viel klei-
neres Gebäude in der
Mahlerstraße an.

Daß nach diesem Umzug vieles
nicht mehr so sein wird wie bisher,
deutet sich bereits an. Konzerte und
andere Veranstaltungen würden auf-
grund der dichten Besiedlung in der
Mahlerstraße unter den Tisch fal-
len müssen. Dennoch: Den Mut hat
hier niemand verloren. „Wir kämp-
fen um die Kuh“, darin besteht bei
den Leuten der „Bunten Kuh“ Ei-
nigkeit. Auch die Naziangriffe ver-
deutlichen für sie die Notwendig-
keit ihres Projektes.

Roland Peters Bunte Kuh
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WANNWOWASWANNWOWASWANN
21.-23. Juni
Weißenseer Blumenfest

22. Juni
16 Uhr „Das Leben ist deine Par-

ty“ – Auftakt der Erstwählerinnen-
kampagne Berlin, in der Lichten-
berger Parkaue

25. Juni
17 Uhr OV Weißensee: „Zur ge-

genwärtigen sozialen und kultu-
rellen Entwicklung in der BRD“
mit Dr. Erhard Crome, im Kiez-
treff Pistoriusstraße 24

29. Juni
10 Uhr Landeskonferenz der PDS

Berlin, im ehem. Staatsratsgebäu-
de (Mitte)

Juli/August 2002

http://www.ich-will-waehlen.de

Deine Stimme zählt
In Indonesien und den Seychellen

darf man es, in Nicaragua auch. In
Brasilien schon ganz lange. Was alle
diese vier Staaten gemeinsam haben,
ist, daß Menschen unter 18 Jahre
wählen dürfen.
Bereits 1996 senkte die Landesre-

gierung in Niedersachsen das Wahl-
alter bei Kommunalwahlen auf 16
Jahre. Es folgten Schleswig-Hol-
stein, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und Nordrhein
Westfalen. Auch in Hessen war das
Wahlalter 1998 auf 16 gesenkt wor-
den, die CDU-FDP Regierung von
Roland Koch hob es jedoch wieder
auf 18 Jahre an.
Was anderswo und auch in einigen

Bundesländern gut funktioniert, soll
nun bundeseinheitlicher Maßstab
werden. So fordert es zumindest die
Kampagne „Ich will wählen“. Seit
dem 10. März gibt es die Kampa-
gne, die von verschiedenen Organi-
sationen, Schülervertretungen und
sonstigen Gruppierungen deutsch-
landweit unterstützt wird. Mit dabei
ist auch der PDS nahe Jugendver-
band [’solid]. Bisher haben aber auch
fast 1.000 persönliche Unterstützer
die Petition unterschrieben.
In den nächsten Monaten bis zur

Bundestagswahl können Unter-

18jährige in ganz Deutschland eine
Petition unterschreiben, die im Sep-
tember beim Petitionsausschuß des
Bundestages eingereicht werden
soll. Von einem Wahlrecht für Un-
ter-18jährige versprechen sich die
Organisatoren der Kampagne vor
allem, daß die Interessen der Unter-
18jährigen (ca. 20% der deutschen
Bevölkerung) angemessenere Be-
rücksichtigung in Politik und Gesell-
schaft finden.
„Wie jeder Mensch, der in diesem

Land lebt, bin auch ich von politi-
schen Entscheidungen betroffen: In
der Gegenwart vor allem von Kin-
der-, Jugend-, Familien- und Bil-
dungspolitik; und langfristig z.B.
von den Auswirkungen heutiger
Staatsverschuldung, Umwelt- oder
Rentenpolitik. Andere Politikberei-
che, wie Fragen von Krieg und Frie-
den, Sozial- und Wirtschaftspolitik
oder der Umgang mit Minderheiten,
gehen auch mich etwas an“, heißt es
in dem Petitionstext. Aufgerufen
sind aber auch Unterstützer über 18,
denn die Petition soll von allen Be-
völkerungsgruppen getragen wer-
den.
Interessant ist hierbei zu beobach-

ten, wie Vertreter der Jungen Union
diese Kampagne einschätzen. In ei-

nem Schreiben an die Organisato-
ren wird folgendes verfaßt: „Leider
bin ich nicht bereit, das Schicksal
dieses Landes in die Mitsprache-
rechte von Menschen  zu legen, die
mit ihrer punktuellen Erfahrung und
ihrer Rechtsfähigkeit einer derarti-
gen Verantwortung wie dem Wahl-
recht kaum gerecht werden und lei-
der nur allzu oft Raum für
Radikalismus in jeder politischen
Ausrichtung bieten, als auch Flüch-
tigkeit in Handeln und Denken zu
bieten haben.“
Jedoch eine lebendige Demokratie

kann es sich nicht leisten, einen
wichtigen Teil ihrer Bürger auszu-
schließen. Das Wahlrecht für junge
Menschen würde einen breiten Dis-
kussionsprozeß über die Rechte von
Kindern und Jugendlichen lostreten.
Auch die PDS setzt sich dafür ein,
daß das Wahlalter gesenkt wird. Kin-
der und Jugendliche sollen mitbe-
stimmen und mitentscheiden dürfen.
Die Mitbestimmung junger Men-
schen ist eine Bereicherung für jede
Gesellschaft und könnte dem Dia-
log der Generationen neue Anreize
geben.
Mehr Informationen gibt es im

Kampagnenbüro Dunckerstraße 11.
Sascha Kummer

29. Juni
14 Uhr Audienz bei der Königin

der Nacht im Botanischen Volks-
park Pankow

30. Juni
12-20 Uhr RAKATAK 2002. Das 9.

Trommelfest in Schönholz

3. Juli
17.30 Uhr 7. Tagung der BVV,

Bezirksamt Fröbelstraße 17

4. Juli
19.30 Uhr Bezirksvorstand, Laden

im Dritten, Kopenhagener Straße
76

5. Juli
15 Uhr Arbeitskreis Kleingärten

beim LV der PDS Berlin im Kiez-
treff Weißensee, Pistoriusstraße 24

6. August
17 Uhr Gedenkmeeting an der

Friedensglocke im Friedrichshain
zum Hiroshimatag

15. August
18 Uhr „Arbeitsmarkt und die so-

ziale Sicherungssysteme für Frau-
en“ – Sandra Brunner zu Gast im
Frauentreff am Amalienpark,
Breite Straße 2

21. August
19 Uhr Wählerforum Stadter-

neuerung Altes Pankower Rat-
haus,  Breite Straße

22. August
Wahlkampfauftakt der PDS Berlin

auf dem Alex


